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Epizentrum der internationalen
Digitalisierungsgouvernanz

Aussenpolitik

Ein Postulat Béglé (cvp, VD) verlangt vom Bundesrat, dass er darauf hinwirke, die
Schweiz als Epizentrum der internationalen Digitalisierungsgouvernanz zu
positionieren. Die Risiken und Gefahren im Cyberspace würden eine Genfer Konvention
über die Digitalisierung notwendig machen, welche eine friedliche Nutzung des
Cyberspaces garantieren solle. Eine neutrale Organisation nach dem Vorbild des IKRK
solle für die Umsetzung der Konvention sorgen, Sitz dieser Organisation solle Genf sein.

Der Bundesrat beantragte zwar die Annahme des Postulates, wies jedoch darauf hin,
dass es wohl in naher Zukunft keinen internationalen Konsens zur Schaffung einer
Konvention geben werde. Der Bundesrat wolle aber an den Entwicklungen in diesem
Bereich dranbleiben und unterstütze in diesem Sinne das Postulat. Der Nationalrat
überwies das Postulat Mitte März 2018 mit 113 zu 78 Stimmen (0 Enthaltungen). 1

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
NIKLAUS BIERI

Im November 2020 veröffentlichte der Bundesrat seine Strategie zur
Digitalaussenpolitik 2021-2024. Damit erfüllte er zugleich ein Postulat Béglé (cvp, VD),
das den Bundesrat beauftragt hatte, zu überprüfen, wie die Schweiz zum Welt-
Epizentrum der internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace werden könnte. Mit
dem Bericht skizzierte der Bundesrat die Aktionsfelder der Digitalaussenpolitik für die
kommenden Jahre. Die Strategie hält fest, dass der Bundesrat der wachsenden
Bedeutung der Digitalisierung bereits in der Legislaturplanung 2019-2023 mehr
Gewicht verliehen habe. Auch in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 nehme die
Digitalisierung neuerdings einen thematischen Schwerpunkt ein. Weitere
Grundlagendokumente wie die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyberrisiken 2018-2022, die Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024
und die Massnahmen zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat 2020-2023
widmeten sich teilweise ebenfalls dieser Thematik. Auch auf internationaler Ebene
habe das Thema an Relevanz gewonnen, was sich unter anderem im High-level Panel zur
Digitalen Zusammenarbeit der UNO und der daraus resultierenden Roadmap zur
Stärkung der digitalen Zusammenarbeit zeige. 
Im Rahmen der Strategie identifiziert der Bundesrat die Neutralität und die Guten
Diensten der Schweiz als Stärken, welche es ihr auch im digitalen Raum erlauben
würden, als Brückenbauerin zu fungieren. In der Vergangenheit hätte die Schweiz
zudem immer wieder wichtige Impulse gegeben, beispielsweise mit der Austragung des
Weltgipfels zur Informationsgesellschaft 2003. Auch von ihrer Rolle als Gaststaat
profitiere die Schweiz, da das Internationale Genf als operationelle Plattform für die
Verwirklichung der Agenda 2030 und der Ziele der nachhaltigen Entwicklung diene.
Wichtige internationale Organisationen und Nichtregierungsorganisationen, welche die
Debatte um den digitalen Wandel mitgestalteten, hätte überdies ihren Sitz in der
Schweiz. Zudem stehe man mit den Schweizer Hochschulen und Forschungsstätten
sowie mit international bedeutenden Firmen an vorderster Front in der Entwicklung
digitaler Technologien. Insgesamt nannte der Bericht vier Aktionsfelder, in denen die
Schweiz ihre Interessen und Werte umsetzen könnte: die digitale Gouvernanz mit Genf
als führendem Standort für Digitalisierungs- und Technologiedebatten; Wohlstand und
Entwicklung mit Möglichkeiten im Bereich Fintech, der IZA und der Agenda 2030;
Cybersicherheit unter Einbezug privater Akteure und der Fortbildung der
völkerrechtlichen Normen und schliesslich die digitale Selbstbestimmung und die
Entwicklung einer Swiss Cloud zur Minderung der Abhängigkeit von internationalen
Anbietern. 2

BERICHT
DATUM: 04.11.2020
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 kam es zur Abschreibung des Postulats Béglé (Po. 17.3789)
zur Rolle der Schweiz beim Aufbau einer internationalen Cyberspace-Gouvernanz. Im
Rahmen des Berichts über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahr 2020 kam der grosse Rat wie zuvor der Bundesrat zum Schluss, dass das Anliegen
des Postulats mit der Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 erfüllt worden sei. 3

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN
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Aussenpolitische Strategie 2020-2023

Aussenpolitik

Im Januar 2020 verabschiedete der Bundesrat die Aussenpolitische Strategie 2020-
2023, die jeweils die Vorgaben der bundesrätlichen Legislaturplanung ausformuliert. Im
Aussenpolitischen Bericht 2019, der die Strategie 2016-2019 evaluierte, zeigte sich, dass
vor allem in Bezug auf die Kohärenz zwischen Innen- und Aussenpolitik noch
Handlungsbedarf bestand. Die angestrebte Kohärenz solle durch vertikale Kooperation
(lokal, kantonal, national, bilateral) und horizontale Kooperation zwischen
Departementen, Bundesstellen und dem Parlament erreicht werden. Als
Orientierungshilfen dienten dazu die Bundesverfassung, die Legislaturplanung sowie
die UNO-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. Um die Wirksamkeit und
Glaubwürdigkeit der Schweizer Aussenpolitik zu erhöhen, erarbeitete das EDA die
Strategie 2020-2023 daher erstmals im Rahmen eines departementsübergreifenden
Prozesses. 
Thematisch setzte der Bundesrat vier Schwerpunkte: Frieden und Sicherheit,
Wohlstand, Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung. Ein besonderer Fokus sollte, wie schon
in der letzten Aussenpolitischen Strategie, auf die Region Europa/EU gelegt werden. 
Frieden und Sicherheit bilden altbekannte Ziele der Schweizer Aussenpolitik. Diese
wolle man in der anstehenden Legislatur insbesondere durch die mögliche Wahl als
nichtständiges Mitglied im UNO-Sicherheitsrat fördern. Das Profil der Schweiz als
Vermittlerin ohne versteckte Agenda solle weiterhin geschärft werden, denn gerade in
humanitären und völkerrechtlichen Fragen verfüge die Schweiz mit Genf über einen
weltweit anerkannten Hub. 
Die Schweizer Aussenpolitik setze sich gemäss Strategie insofern für den Wohlstand des
Landes ein, als sie für günstige Rahmenbedingungen auf bilateraler wie auch
multilateraler Ebene sorge. Im Fall der EU soll dies durch den Abschluss des
institutionellen Abkommens gewährleistet werden. Man setze sich jedoch auch
weiterhin für den Wohlstand anderer Länder ein, indem beispielsweise der Marktzugang
von Entwicklungsländern begünstigt werde.
Nachhaltigkeit beziehe sich einerseits auf einen schonenden Umgang mit Ressourcen
sowie die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, andererseits auch auf den Schutz
der Bevölkerung durch wirksame nationale Gesundheitssysteme. Auch das gefährdete
Kulturerbe wolle man schützen, unter anderem durch die Teilnahme an diversen EU-
Programmen sowie durch die Mitgliedschaft im UNESCO-Exekutivrat von 2019 bis 2023.

Der Bundesrat sieht die Schweiz zudem als Brückenbauerin im Bereich der
Digitalisierung. Es bedürfe einer globalen Digitalisierungspolitik, um die soziale und
wirtschaftliche Entwicklung fördern zu können. Auch hier solle Genf als Zentrum einer
globalen Digital- und Technologiepolitik eine tragende Rolle zukommen. Bestehende
Foren sollen daher ausgebaut werden. Überdies besässe die Schweiz bereits Know-How
in der internationalen Vertrauensbildung und könne dies auch im Cyberraum zur
Anwendung bringen; beispielsweise, wenn es um die Anwendung des Völkerrechts oder
um die Klärung von Zuständigkeiten im Netz gehe. Die Interessenwahrung in der
Beziehung Schweiz-EU sei nach wie vor Kernbestandteil der Schweizer Aussenpolitik.
Bilaterale Abkommen wie das institutionelle Rahmenabkommen und andere, sektorielle
Abkommen sollen auch weiterhin als Hauptinstrument dienen. Dazu gehöre auch die
fortgesetzte Assoziierung an Schengen/Dublin. Nach dem Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der EU gelte es zudem, im Rahmen der «Mind the Gap»-Strategie die
bilateralen Beziehungen mit Grossbritannien aufrecht zu erhalten. Im Nahen Osten
setze man sich weiterhin für die Achtung des Völkerrechts und der Menschenrechte
ein, während man mit Ländern wie Russland und der Türkei im Dialog stehe, um die
Bevölkerung in Konfliktregionen zu unterstützen. Eher wirtschaftliche Interessen
verfolge die Schweiz in China, wo man sich für die Teilnahme von Schweizer
Unternehmen an der Belt and Road-Initiative stark mache, und in den USA, wo der
Fokus auf der Vertiefung der bereits sehr engen wirtschaftlichen Beziehungen liege.
Längerfristig dürfte der Abschluss eines Freihandelsabkommens mit den USA in den
Vordergrund rücken. 
Die NZZ beobachtete, dass die wachsende Bedeutung Chinas – unter anderem für die
Schweiz – auch dem EDA nicht entgangen zu sein schien. So zählte die NZZ im
vergangenen aussenpolitischen Bericht bloss zwei Erwähnungen des Landes, während
es in der Strategie 2020-2023 bereits 19 Nennungen waren. Die Beziehungen zu China
seien jedoch von «Knackpunkten» geprägt, so die Zeitung weiter. Differenzen in
Menschenrechtsfragen, den politischen Systemen und den sicherheitspolitischen
Strategien dürften zu Interessenkonflikten führen. Zudem bemühten sich linke Kreise

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.01.2020
AMANDO AMMANN
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gemäss NZZ darum, das Freihandelsabkommen mit China zu sistieren, bis sich die
Menschenrechtslage in Xinjiang verbessere. Die detaillierte Ausarbeitung der
Chinastrategie erfolge erst zu einem späteren Zeitpunkt, liess Bundesrat Cassis
gegenüber den Medien verlauten. 4

In der Frühlingssession 2020 nahm der Nationalrat Kenntnis von der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023, welche als Handlungsrahmen für die kommende Legislatur
dienen soll. Es handelte sich um das erste Mal, dass die Aussenpolitische Strategie, die
seit 2011 veröffentlicht wird, in einem interdepartementalen Prozess erarbeitet wurde.
Dadurch soll die Aussenpolitik die Interessen und Werte der Schweiz noch kohärenter
abbilden. Zudem erhielten die Räte erstmals die Gelegenheit die Strategie im Parlament
zu diskutieren. Nebst den vier thematischen Schwerpunkten «Frieden und Sicherheit»,
«Wohlstand», «Nachhaltigkeit» und «Digitalisierung» legte der Bundesrat erstmals
auch konkrete Ziele vor. Unter anderem soll das internationale Genf als Zentrum der
digitalen Governance positioniert werden. Auch die Kandidatur der Schweiz als
nichtständiges Mitglied des UNO-Sicherheitsrats wurde als wichtiges Ziel für 2023
definiert. 
Sybille Arslan (basta, BS), befand die Strategie im Namen der APK-NR für «konzise, gut
strukturiert und gut leserlich», wobei vor allem der Einbezug des Klimawandels und der
Thematik des Wassers, insbesondere nachhaltiges Wassermanagement wurde
behandelt, begrüsst wurde. Auch die Einführung von Zielen zur Messung der
Strategiewirksamkeit und die starke Gewichtung der Digitalisierung wurde von der
Kommission wohlwollend zur Kenntnis genommen. Ein Teil der Kommission hätte sich
laut Kommissionssprecherin einen höheren Stellenwert der Menschenrechte und der
Armutsbekämpfung gewünscht. Gleiches galt auch für Fehlen der
Auszahlungsbedingungen der Kohäsionsmilliarde. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2020
AMANDO AMMANN

Die kleine Kammer nahm in der Sommersession 2020 Kenntnis von der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023. Der Kommissionssprecher der APK-SR,
Damian Müller (fdp, LU), wollte die Strategie im Namen der APK-SR im Plenum vertieft
diskutieren. Carlo Sommaruga (sp, GE) nahm dies zum Anlass, die «Erosion der
Solidarität» zu kritisieren. Bezeichnenderweise werde der Solidaritätsgedanke in der
Aussenpolitischen Strategie auch nicht mehr als grundlegendes Prinzip genannt. Er
bemängelte die nicht erreichte APD-Quote von 0.5 Prozent in der
Entwicklungszusammenarbeit, welche vom Parlament gefordert worden war, sowie die
Nichterfüllung der Quote von 0.7 Prozent des BIP, zu deren Einhaltung die Schweiz sich
gegenüber der UNO verpflichtet hatte. In der Folge warf er der Regierung Untätigkeit
hinsichtlich der Menschenrechtsverletzungen in China sowie der Besetzung
palästinensischer Gebiete vor. Schliesslich brachte Sommaruga auch seine Motion
(Mo.17.4241) zur Ratifikation des Vertrags über das Verbot von Atomwaffen zur Sprache.
Diese war von beiden Parlamentskammern angenommen worden, daher habe er
zumindest die Beschreibung der Umsetzung in der Strategie erwartet. Da sich sonst
niemand zu Wort meldete, fiel die angedachte «vertiefte» Diskussion äusserst kurz
aus. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2020
AMANDO AMMANN

Aussenpolitische Strategie für den Mittleren
Osten und Nordafrika

Aussenpolitik

Im Oktober 2020 publizierte der Bundesrat erstmals eine aussenpolitische Strategie
für den Mittleren Osten und Nordafrika, die den Rahmen für sämtliche Aktivitäten der
Schweiz in der MENA-Region von 2021 bis 2024 bilden soll. Grund für die erstmalige
Erarbeitung einer eigenen geografischen Strategie für diese Region sei unter anderem
die geografische Nähe, die wichtige Rolle der Schweiz bei der Friedensförderung und
der Guten Dienste und die Schlüsselrolle für die Sicherheit der Schweiz hinsichtlich
terroristischer Anschläge und steigenden Migrationsdrucks, erklärte der Bundesrat.
Auch in der Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 gelte sie als eine
der vier Schwerpunktregionen. 
Die geografische Teilstrategie stehe wie die übergeordnete Aussenpolitische Strategie
2020-2023 im Zeichen des Whole-of-Government-Ansatzes, mithilfe dessen alle

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.10.2020
AMANDO AMMANN
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Departemente, die Bundeskanzlei und das Aussennetz der Schweiz an einer kohärenten
Umsetzung der Aussenpolitik beteiligt werden sollen. Die Strategie unterscheidet
zwischen thematischen Schwerpunkten – Frieden, Sicherheit und Menschenrechte;
Migration und Schutz von Menschen in Not; nachhaltige Entwicklung; Wirtschaft,
Finanzen und Wissenschaft; Digitalisierung und neue Technologien – und geografischen
Schwerpunkten – Nordafrika; Naher Osten; Arabische Halbinsel und Iran. Für jede
Teilregion wurden die drei wichtigsten Themenbereiche der Schweiz definiert und
zudem für jedes Land individuell die aussenpolitischen Prioritäten festgelegt. 

Der Bundesrat erläuterte im Strategiepapier, dass sich die Schweiz in Nordafrika vor
allem auf ihr Engagement für eine gute Regierungsführung, eine nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung und eine sichere Migration fokussieren werde. Durch die
Schaffung nachhaltiger Perspektiven in den Herkunftsländern und den Abschluss neuer
Migrationsabkommen soll irreguläre Migration verhindert werden. Die Förderung des
Mitspracherechts der Bevölkerung und Initiativen zur Verbesserung der
wirtschaftlichen Perspektiven stünden in dieser Region daher im Mittelpunkt, so der
Bundesrat. Im Nahen Osten wolle sich die Schweiz weiterhin an der Suche nach einer
politischen Lösung für die Konflikte in Syrien, Israel und Palästina beteiligen. Zudem
versuche man in diesen Ländern die Berufsbildung zu fördern und den Zugang zum
Arbeitsmarkt zu verbessern. Mit Israel sollen darüber hinaus Partnerschaften im Bereich
Fintech und Medtech abgeschlossen werden. Auf der arabischen Halbinsel und im Iran
ist die Schweiz bereits aufgrund des Schutzmachtmandats der USA in Iran und zwischen
Iran und Saudi-Arabien sehr aktiv. Zukünftig soll der bilaterale Dialog zwischen den
Staaten der Region, auch im Hinblick auf den seit Jahren andauernden Jemen-Krieg,
intensiviert werden, um die Sicherheit und Stabilität der Region zu stärken. Auch neue
Wirtschafts- und Finanzkooperationen sollen umgesetzt werden, da sich viele Staaten
in der Region aufgrund der volatilen Erdölpreise um eine Diversifizierung ihrer
Wirtschaft bemühten, stellte der Bundesrat im Bericht fest. Da diese Staaten auch
allesamt vom Klimawandel betroffen seien, nicht zuletzt wegen Wasserknappheit, legten
sie sehr viel Wert auf einen nachhaltigen Umgang mit natürlichen Ressourcen und auf
nachhaltige Energieträger. Für Schweizer Unternehmen, die sich auf entsprechende
Technologien spezialisiert haben, böte die geplante Energiewende vielfältige
Expansionsmöglichkeiten. 7

Strategie Landeskommunikation 2021-2024

Aussenpolitik

Am 18. Dezember 2020 publizierte der Bundesrat mit der Strategie
Landeskommunikation 2021-2024 eine thematische Folgestrategie zur
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023. Diese sei zentraler Teil der Aussenpolitik und
diene dazu, die Aussenwirkung zu professionalisieren, ihr Image im Ausland zu
verbessern und ihre Botschaften zielgruppengerecht zu vermitteln, erklärte Bundesrat
Ignazio Cassis im Vorwort. Mithilfe der Landeskommunikation wolle die Schweiz die
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland aktiv beeinflussen, indem sie ihre Positionen
und Stärken sowie ihr Handeln erkläre. Die Strategie 2021-2024 umfasst fünf
Prioritäten: Innovation, Wirtschaft, Beziehungen Schweiz-Europa, Finanzplatz Schweiz
und Nachhaltigkeit. Für alle fünf Themen sah die Strategie Kampagnen in
Zusammenarbeit mit öffentlichen und privaten Partnern vor. Im Bereich Innovation
gehe es vor allem darum, die Visibilität der Schweiz als leistungsfähiger, kompetitiver
und führender Innovations- und Technologiehub zu erhöhen, hielt das EDA in der
Strategie fest. Beim Thema Wirtschaft stehe die Bekämpfung negativer Folgewirkungen
der Covid-19-Pandemie für Schweizer Unternehmen und der rückläufigen Produktion
und des Konsums im Vordergrund. Die «Marke Schweiz» solle gestärkt werden, indem
sie Vertrauen in die Qualität und Zuverlässigkeit der Produkte und Dienstleistungen
vermittle. Die bilateralen Beziehungen mit der EU bringen sowohl der Schweiz wie auch
den EU-Mitgliedstaaten konkrete Vorteile, erläuterte das EDA. Diese würden im Ausland
aber nicht zur Genüge wahrgenommen, daher wolle man aufzeigen, dass die bilateralen
Beziehungen auch in Zukunft im Interesse beider Seiten seien. Auch der Schweizer
Finanzplatz habe in der Vergangenheit Kritik aus dem Ausland hinnehmen müssen. Hier
plante das EDA, die jüngsten Fortschritte bei der Bekämpfung von Steuerhinterziehung
zu präsentieren, um damit der Stigmatisierung entgegenzuwirken und negative
Klischees aus der Welt zu räumen. Auch die innovative Rolle der Schweiz im Kontext
neuer Finanztechnologien und bei «Sustainable Finance» sollte für die Imagekampagne
genutzt werden. Schliesslich identifizierte das EDA Schwächen bei der Präsentation der

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.12.2020
AMANDO AMMANN
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Schweizer Aktivitäten im Zusammenhang mit der Agenda 2030. Das schweizerische
Engagement zur Lösung globaler Probleme werde nicht adäquat wahrgenommen, so sei
beispielsweise die «Strategie Nachhaltige Entwicklung» kaum bekannt,
dementsprechend müsse die Schweiz ihre Errungenschaften präsenter positionieren.
Nebst den thematischen Schwerpunktthemen kündigte das EDA unter anderem auch
verstärkten Kommunikationsbedarf bei der Kandidatur für den UNO-Sicherheitsrat
2023/24 an. 8

Subsahara-Afrika-Strategie 2021-2024

Aussenpolitik

Im Januar 2021 veröffentlichte der Bundesrat seine Subsahara-Afrika-Strategie 2021-
2024, eine der geografischen Folgestrategien zur Aussenpolitischen Strategie 2020-
2023. Wie schon bei der MENA-Strategie handelte es sich um die erste Strategie für
diese spezifische Region. Laut Strategie werde Subsahara-Afrika für die Schweiz in
vielen Politikfeldern immer wichtiger, nicht nur bei der internationalen
Zusammenarbeit, sondern auch in der Aussenwirtschafts- und Finanzpolitik, der
Digitalaussenpolitik oder der Wissenschaftsdiplomatie. Angesichts der grossen Vielfalt
an Ländern legte der Bundesrat unterschiedliche Prioritäten und besondere Ziele und
Massnahmen für die fünf identifizierten geografischen Schwerpunkte (Sahel, Grosses
Horn von Afrika, Grosse Seen, «wirtschaftliche Löwinnen», Regionalorganisationen)
fest. Aus der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 leitete der Bundesrat vier
generelle Schwerpunkte ab, denen er sich in der Region widmen will: Frieden,
Sicherheit und Menschenrechte; Wohlstand; Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung: Die
Schweiz wolle sich im Rahmen der Guten Dienste und der zivilen Friedensförderung für
die Einhaltung der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts in
Konfliktsituationen einsetzen. Wohlstand solle über nachhaltiges Wirtschaftswachstum
und über die Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gefördert
werden. Davon würden auch Schweizer Unternehmen profitieren. Durch bilaterale
Abkommen könne man die Wirtschaftsbeziehungen mit den afrikanischen Staaten
ausbauen und die Umsetzung der globalen Standards zur Bekämpfung von illegalen
Finanzflüssen vorantreiben. Im Rahmen der Agenda 2030 werde man die Bekämpfung
des Klimawandels und von dessen Folgen, leistungsfähige Gesundheitssysteme und den
Zugang zu sauberem Wasser stärken. Und auch bei der digitalen Transformation sollen
die Staaten – im Einklang mit den Zielen der Digitalaussenpolitik 2021-2024
– unterstützt werden, damit neue Technologien in Wirtschaft, Gesellschaft und
Verwaltung eingesetzt werden können. Die Migrationsperspektive sei für die Schweiz
ebenfalls essentiell. Da es sich dabei aber um ein themenübergreifendes Phänomen
handle, stelle es keinen eigenen Schwerpunkt dar, erläuterte der Bundesrat in seinem
Bericht. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.01.2021
AMANDO AMMANN

Schweizerische China-Strategie

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Bundesrat verabschiedete im März 2021 erstmals eine offizielle Schweizerische
China-Strategie, welche konkrete Ziele und Massnahmen der Schweizer China-Politik
für die Jahre 2021-2024 beinhaltete. In seiner Medienmitteilung begründete der
Bundesrat die Relevanz der Strategie mit den aktuellen geopolitischen Entwicklungen,
insbesondere der Konkurrenz zwischen den Grossmächten USA und China, die nicht im
Interesse der Schweiz sei. Als Sitz internationaler Organisationen sehe sich die Schweiz
vielmehr als Brückenbauerin, um chinesische und westliche Vorstellungen zum
allseitigen Nutzen zu verbinden, gemeinsame Standards zu erhalten und diese
weiterzuentwickeln, führte der Bundesrat in der Strategie aus. Darüber hinaus verwies
er aber auch auf grundlegende Wertedifferenzen zwischen der Schweiz und deren
drittgrösstem Handelspartner, welche eine «kohärente Politik gegenüber China»
unumgänglich mache. Die Strategie, die im Rahmen eines interdepartementalen
Prozesses erarbeitet wurde, leitete ihre inhaltlichen Schwerpunkte – Frieden und
Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit, Digitalisierung – aus der übergeordneten
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 ab.
In Bezug auf Frieden und Sicherheit stehen laut Medienmitteilung die globale und
regionale Sicherheit, der Multilateralismus, die innere Sicherheit der Schweiz – zu
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denken ist dabei etwa an Industriespionage gegen Schweizer Unternehmen und
politische Spionage der tibetanischen Diaspora – und die Menschenrechte im
Vordergrund. Vor allem die Gewährleistung individueller Grundrechte sollen ein
essentieller Bestandteil der gemeinsamen Beziehungen sein. Aus diesem Grund zeigte
sich der Bundesrat bereit, den seit 2019 sistierten Menschenrechtsdialog mit China
auch im Zeitraum 2021-2024 weiterzuführen. Werte- und Systemdifferenzen seien
auch bei der Digitalisierung ein Problem, da sich die Schweiz für einen ungeteilten
digitalen Raum unter Achtung der völkerrechtlichen Grundsätze einsetze. Dabei bilde
die Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 die Grundlage für den Austausch und
Umgang mit China. China und chinesische Firmen seien aktive Mitglieder von in Genf
ansässigen internationalen Organisationen und Multistakeholder-Prozessen, welche
sich mit Themen wie dem digitalen Handel oder Cyberspace auseinandersetzen. Daher
sei das internationale Genf gut positioniert, um an der Bewältigung von
Herausforderungen der Digitalisierung mitzuwirken. 
Beim thematischen Schwerpunkt Wohlstand verwies der Bundesrat in der Strategie
hauptsächlich auf das Ziel eines diskriminierungsfreien, marktbasierten und gegenseitig
vorteilhaften Zugangs für Waren, Dienstleistungen und Investitionen. Man strebe daher
die Modernisierung des Freihandelsabkommens aus dem Jahr 2013 an und analysiere
die Bedeutung des Investitionsabkommens zwischen der EU und China. Bei diesem
Bereich besteht die Strategie nachdrücklich darauf, dass China seiner Verantwortung in
multilateralen Gremien wie der WTO, IWF, Weltbank, OECD nachkommen müsse.
Mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit fokussiere die Schweiz bei chinesischen
Infrastrukturprojekten auf Klima und Umwelt, Gesundheit, einen nachhaltigen
Finanzsektor und die Entwicklungszusammenarbeit, wobei die Agenda 2030 der UNO
als Referenzrahmen diene. China stünden beträchtliche Handlungsmöglichkeiten zur
Beeinflussung der globalen Nachhaltigkeit zur Verfügung, weshalb die Schweiz unter
anderem in Bezug auf das Klimaübereinkommen von Paris eine gewisse
Erwartungshaltung China gegenüber vertrete.  
Der Bundesrat beschloss zur Verfolgung dieser Ziele drei Handlungsgrundsätze, welche
die bilateralen Beziehungen prägen sollen. Erstens verfolge die Schweiz eine
eigenständige China-Politik, wobei eine Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen
schweizerische Interessen bestehen, angestrebt werde. Man vertrete dabei
«selbstbewusst die Grundwerte der Schweiz, wie sie in der Verfassung stehen».
Zweitens setze sich der Bundesrat für die Einbindung Chinas in die liberale
internationale Ordnung und in die Bewältigung globaler Herausforderungen ein. Wo ein
Mehrwert resultiert, stimme sich die Schweiz verstärkt mit gleichgesinnten Parteien ab.
Drittens verfolge der Bundesrat einen ausgewogenen, kohärenten und koordinierten
Ansatz gegenüber China, wobei der Austausch zwischen Parlament, Kantonen,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor gefördert werden soll. 
Den letzten Grundsatz bezeichnete der Bundesrat als «Whole-of-Switzerland»-Ansatz.
Um die Umsetzung der Strategie optimal auszugestalten, sind unter anderem die
Förderung von China-Kompetenzen in- und ausserhalb der Bundesverwaltung, die
Schaffung neuer Koordinationsgremien in der Verwaltung und ein
Informationsaustausch mit Akteuren ausserhalb der Verwaltung vorgesehen. Ein neu
geschaffener interdepartementaler Koordinationsausschuss soll den Informations- und
Erfahrungsaustausch zwischen allen mit China befassten Bundesstellen verbessern.
Nebst dieser verwaltungsinternen Koordinationsinstrumenten verfügt die «offizielle
Schweiz» gemäss Bericht über beinahe dreissig bilaterale Dialoge mit China, die von
verschiedenen Ämtern der Verwaltung geführt werden. Dazu kommen die
diplomatischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Vertretungen in China selbst.
Auch im multilateralen Kontext interagiert die Schweiz mit China und kann so einen
Dialog führen. Zusätzlich helfe auch der Austausch mit gleichgesinnten Drittstaaten
über China, die Schweizer China-Kompetenzen zu stärken, führte der Bericht aus. 

Die Reaktionen auf die mit mehreren Monaten Verspätung veröffentlichte Strategie
fielen in den Medien gemischt aus. Die Aargauer Zeitung zeigte sich angesichts der
schwierigen Beziehungen zu China in der jüngeren Vergangenheit – der
Menschenrechtsdialog war 2019 ausgesetzt worden – positiv überrascht davon, wie
offen Bundesrat Cassis Reizthemen wie die Menschenrechte und die Unterdrückung
von Minderheiten ansprach. Sie sprach aber auch den «China-Spagat» der Schweiz an,
der einer Gratwanderung zwischen Wirtschaftsinteressen und Menschenrechten
gleichkomme. Die WOZ erklärte sich die «devote Haltung des Bundesrats» mit der
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Schweiz und zeigte sich enttäuscht darüber, dass in
China aktive Schweizer Firmen nicht stärker für Menschenrechtsverletzungen in China
zur Verantwortung gezogen werden sollen. Le Temps nannte die Strategie «vorsichtig»
und Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) beschrieb die Strategie der Zeitung gegenüber
als «sehr schweizerisch, sehr pragmatisch», wobei er dies für positiv erachtete, denn

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 7



«um etwas sagen zu können, müsse man den Dialog aufrecht erhalten». Auch  Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeigte sich in den Medien zufrieden mit der Strategie,
weil sie mit der veralteten Annahme aufräume, dass der Umgang mit China vornehmlich
wirtschaftlich-politisch und nur das Aussendepartement dafür zuständig sei. Kritischer
äusserten sich Fabian Molina (sp, ZH) und die Grünen zum Strategiepapier des
Bundesrats. Molina befürwortete zwar die einheitliche China-Strategie und die Kritik an
der Menschenrechtslage in China, war aber enttäuscht darüber, dass der Bundesrat
keine Antworten zum konkreten Umgang mit Menschenrechtsverletzungen gab. Die
Grünen lehnten die Strategie gar als Ganzes ab, da der Bundesrat die
Wirtschaftsinteressen über die Menschenrechte stelle. 
Wenige Tage nach Publikation der Strategie äusserte sich auch der chinesische
Botschafter in der Schweiz, Wang Shihting, dezidiert in einer virtuellen
Medienkonferenz dazu. Er bezeichnete die Vorwürfe westlicher Länder in Bezug auf die
Lage in der mehrheitlich von Uiguren bewohnten Region Xinjiang als «rein boshafte
politische Spekulationen» und wehrte sich auch gegen die in der Strategie geäusserten
Vorwürfe, dass China Industriespionage betreibe. Im Gegenzug äusserte er sich aber
optimistisch hinsichtlich einer Überarbeitung des chinesisch-schweizerischen
Freihandelsabkommens und versprach, dass China bereit sei dabei Kompromisse
einzugehen. 10

Amerikas-Strategie 2022-2025

Aussenpolitik

Der Bundesrat veröffentlichte im Februar 2022 die Amerikas-Strategie 2022-2025 der
Schweiz, eine von insgesamt vier geografischen Folgestrategien zur Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Diese diene gemäss Bericht der Verbesserung der Kohärenz der
Aktivitäten auf dem amerikanischen Kontinent (Nord-, Zentral- und Südamerika). Der
Bundesrat unterscheide dabei zwischen fünf geografischen Schwerpunkten: den USA;
Kanada; den «Jaguaren» Lateinamerikas (Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien,
Mexiko, Peru); den IZA-Ländern des EDA (Bolivien, Haiti, Honduras, Kuba, Nicaragua);
und ausgewählten Regionalorganisationen. 
Für die Zusammenarbeit mit den USA und Kanada seien alle vier Schwerpunktthemen
der Aussenpolitischen Strategie (Frieden & Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit,
Digitalisierung) relevant, da beide Staaten nicht nur wirtschaftlich, sondern auch
kulturell extrem eng mit der Schweiz verbunden seien. Als Mitglieder diverser
multilateraler Organisationen seien die beiden Länder in vielen Gebieten wie dem
Klimaschutz, der Digitalisierung oder der Sicherheitspolitik tonangebend. 
Lateinamerika und die Karibik seien eigentlich keine Schwerpunktregion der Schweizer
Aussenpolitik, trotzdem habe die Schweiz auch in diesen Gebieten bedeutende – vor
allem wirtschaftliche – Interessen. Während der Fokus der Kooperation bei den Jaguar-
Staaten ähnlich breit wie im Falle der nordamerikanischen Staaten gelagert sei, spiele
die Digitalisierung im Falle der IZA-Länder keine Rolle. Man habe sich im Rahmen der
IZA-Strategie 2021-2024 dafür entschieden, die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit
des EDA in Lateinamerika und der Karibik bis Ende 2024 schrittweise abzubauen. Die
Schweiz setze ab 2025 aber in diesen beiden Gebieten weiterhin auf Engagements in
multilateralen Organisationen; auf die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit des
SECO; auf die Förderung von Frieden; Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte; auf die
Humanitäre Hilfe; auf Globalprogramme zu Klimawandel, Wasser, Ernährung,
Gesundheit und Migration, sowie auf den Kulturaustausch. 
Über die Regionalorganisationen, in denen die Schweiz Mitglied ist oder
Beobachterstatus hat, versuche die Schweiz ihre Interessen und Werte zu stärken. Sie
konzentriere sich dabei auf die Themen Frieden und Sicherheit, Wohlstand und
Nachhaltigkeit, indem man die regionale Zusammenarbeit und den Austausch von Best
Practices fördere und die Handlungsfähigkeit der regionalen Organisationen stärke. 
Für die Umsetzung der Strategie arbeite man einerseits mit Gast- und Drittstaaten,
andererseits mit internationalen Organisationen, Universitäten, NGOs und privaten
Unternehmen zusammen. 11
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Aussenpolitische Strategie 2024-2027 (BRG
24.022)

Aussenpolitik

Anfang 2024 präsentierte der Bundesrat seine Aussenpolitische Strategie für die Jahre
2024 bis 2027. Diese bildet den zentralen Orientierungsrahmen für die Schweizer
Aussenpolitik in der laufenden Legislatur. Der Bundesrat legte dabei mehrere
geografische und thematische Schwerpunkte fest. Einen ersten Fokus richtete die
Strategie auf Europa. Für die Schweiz sei ein sicheres Europa und das Prosperieren der
europäischen Wirtschaft von zentraler Wichtigkeit. Das Ziel bestehe darin, noch in der
aktuellen Legislatur das Verhältnis zur EU zu klären. Ausserdem wolle die Schweiz ihren
Beitrag leisten, um die Sicherheit in Europa allgemein zu stärken und um die Ukraine
beim Wiederaufbau zu unterstützen. Darüber hinaus strebe die Schweiz auch
konstruktive Beziehungen zum Rest der Welt an, wobei sie den G20-Mitgliedstaaten
grosses Gewicht beimesse. Schliesslich sei auch ein effizienter Multilateralismus
eminent wichtig für die Interessenwahrung der Schweiz. Entsprechend sollten das
multilaterale System und dessen Effizienz gestärkt werden. Der thematische
Schwerpunkt Frieden und Sicherheit, der schon im vorgängigen Strategiebericht
enthalten gewesen war, solle insbesondere durch eine verstärkte
Sicherheitskooperation mit der EU und der NATO sowie durch die Guten Dienste und
die Friedensförderung umgesetzt werden. Die Sicherung des Wohlstandes und die
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit bildeten ebenfalls weiterhin Ziele der
Aussenpolitischen Strategie. Als neuer Schwerpunkt wurde der Bereich Umwelt in das
Papier aufgenommen; der Bundesrat betonte, dass globale Krisen wie der Klimawandel
oder der Verlust der Biodiversität vordringlich und global angegangen werden müssen.
Die Förderung der Demokratie bildete schliesslich ebenfalls einen erstmals
aufgegriffenen Schwerpunkt.
Die Aussenpolitische Strategie für die Jahre 2024 bis 2027 wurde als Novum den
aussenpolitischen Kommissionen der eidgenössischen Räte und den Kantonen zur
Konsultation unterbreitet. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat nahm in der Sommersession 2024 von der Aussenpolitischen Strategie
für die Jahre 2024 bis 2027 Kenntnis. Berichterstatter Matthias Michel (fdp, ZG)
verwies darauf, dass die geopolitischen Krisen zunehmen und sich verschärfen, dabei
gerieten die demokratischen und rechtsstaatlichen Werte immer stärker unter Druck.
Dies sei sehr bedauerlich, gleichzeitig könne dieser Umstand für die Schweiz als
Promotorin der Friedenspolitik, der Demokratie und von technologischen
Errungenschaften auch eine Chance bieten. Das internationale Genf verfüge nämlich
bereits über eine lange Tradition der internationalen technologischen Zusammenarbeit
und in jüngster Vergangenheit hätten die Ansiedlung der Geneva Internet Platform, der
Stiftung Gesda und des Open Quantum Institute dieser Tradition neuen Schub
verliehen. Michel erhoffte sich davon, dass sich die Schweiz mit solchen Initiativen
noch stärker als «Innovationshub für nachhaltige Entwicklungen etablieren» könne.
Aussenminister Ignazio Cassis wiederum erläuterte dem Ratsplenum, dass die Ziele
dieser Strategie im Vergleich zur vorangehenden Strategie von 45 auf 28 reduziert
wurden. Dies erlaube «eine bessere Kontrolle und Rechenschaftsablegung über die
Umsetzung der Strategie», was auch die GPK-SR in einem Bericht gefordert hatte. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Aussenpolitische Strategie für die Jahre 2024 bis 2027 wurde in der Herbstsession
2024 vom Nationalrat diskutiert und zur Kenntnis genommen. Christine Badertscher
(gp, BE) und Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) stellten die Strategie seitens der APK-NR
vor, anschliessend äusserten sich die Fraktionen zu den ihnen am wichtigsten
erscheinenden Aspekten. Betreffend die laufenden Verhandlungen zwischen der
Schweiz und der EU bat Franz Grüter (svp, LU) für die SVP-Fraktion, keinen
«Unterwerfungsvertrag» mit der EU anzunehmen, bei welchem automatisch EU-Recht
übernommen werden müsste. Ausserdem müsse die Schweiz neutral auftreten, um
glaubhaft ihre angestammte Rolle als Vermittlerin bei Konflikten wahrnehmen zu
können. Roland Rino Büchel (svp, SG) fügte hinzu, dass sich die SVP für die Ausübung
der Guten Dienste, der Vermittlungen sowie für die humanitäre Hilfe ausspreche, die
Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit müssten hingegen gekürzt werden. Eine
Mittelkürzung für Länder, welche «Wirtschaftsflüchtlinge», deren Asylgesuch abgelehnt
wurde, nicht zurücknehmen, forderte auch Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) für die

BUNDESRATSGESCHÄFT
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FDP.Liberale-Fraktion. Zudem sollen gemäss FDP.Liberale insgesamt mehr Mittel für die
humanitäre Hilfe als für Entwicklungsprojekte ausgegeben werden, da sich die seit
Jahrzehnten praktizierte Entwicklungspolitik nicht bewährt habe. Simon Michel (fdp,
SO) fügte hinzu, dass die Beziehungen zur EU von grossem Nutzen für die Schweiz seien
und unbedingt stabilisiert werden müssten. Corina Gredig (glp, ZH) von der GLP ging
ebenfalls auf die Schweizer Entwicklungszusammenarbeit ein und forderte für die GLP
im Unterschied zu den beiden Vertretern der oben erwähnten Fraktionen, dass dafür
mehr Geld mobilisiert werden soll. Die Solidarität mit weniger reichen Ländern müsse
unbedingt aufrechterhalten werden, auch wenn die Schweiz ebenfalls in anderen
Bereichen finanziell gefordert sei. Diese Haltung vertrat auch Sibel Arslan (basta, BS) von
der Grünen-Fraktion. Auch die SP forderte dazu auf, mehr finanzielle Mittel für die
Entwicklungszusammenarbeit zu sprechen, die weltweite Armutsbekämpfung müsse
eine Priorität der aussenpolitischen Strategie darstellen, so Claudia Friedl (sp, SG).
Wichtig sei für die SP auch, dass das Engagement für die Agenda 2030 aufrechterhalten
werde. Rumy Farah (sp, SO) fügte hinzu, dass die Stabilisierung und Weiterentwicklung
der Beziehungen zur EU auch für die SP äusserst wichtig seien, da der Wohlstand in der
Schweiz davon abhänge. Schliesslich präsentierte Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte,
BL) die aussenpolitischen Prioritäten der Mitte-Fraktion, welche unter anderem in der
Stärkung der Beziehungen zur EU und des Multilateralismus, im Abschluss von weiteren
FHA, in einer angemessenen Sicherheitspolitik sowie in der Verfolgung einer friedlichen
und gerechten Weltordnung lagen. Abschliessend wies Aussenminister Ignazio Cassis
anhand verschiedener Beispiele darauf hin, dass der Bund bereits mit der Umsetzung
der Strategie begonnen habe. 14

Afrika-Strategie 2025–2028

Aussenpolitik

Der Bundesrat verabschiedete im Dezember 2024 seine Afrika-Strategie für die Jahre
2025 bis 2028. Neu widmete die Regierung dem Kontinent nicht mehr zwei Strategien
(vgl. Subsahara-Afrika-Strategie 2021-2024 sowie MENA-Strategie 2021-2024), sondern
fasste alle Regionen des Kontinents zusammen. Es habe sich gezeigt, dass den starken
Verbindungen zwischen den verschiedenen afrikanischen Regionen, wie etwa in Form
der Zusammenarbeit innerhalb der Afrikanischen Union, dadurch besser Rechnung
getragen werden könne. Die Strategie habe zum Ziel, die vielfältigen Beziehungen
zwischen der Schweiz und den afrikanischen Staaten zu stärken und zu intensivieren. 
Die Strategie umfasste vier Schwerpunktthemen: 
Der erste Fokus lag auf der Stärkung von Frieden und Sicherheit. Die Schweiz strebe an,
durch verschiedene Instrumente bei der Prävention und Bewältigung von gewalttätigen
Konflikten mitzuwirken. Bei der zivilen Friedensförderung setze die Schweiz auf
Unparteilichkeit, ihre langjährige diesbezügliche Erfahrung und die grossen fachlichen
Kompetenzen. Ein wichtiges Anliegen sei auch der Einbezug der Frauen bei Friedens-
und Wiederaufbauprozessen. Bei der militärischen Friedensförderung werde sich die
Schweiz wie bis anhin an verschiedenen UNO-Missionen und -Institutionen beteiligen.
In Migrationsfragen suche die Schweiz gemeinsam mit den Herkunfts- und
Transitländern nach Lösungen und unterstütze dabei den Aufbau lokaler Strukturen für
die Steuerung der Migration, aber auch für die Rückkehr und die erfolgreiche
Wiedereingliederung in die Gesellschaft. Auch der Schutz der Flüchtenden entlang der
Migrationsrouten müsse im Auge behalten werden.
Zweitens solle auf Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit fokussiert werden, wobei die
Liefer- und Wertschöpfungsketten durch offene Märkte und die Durchsetzung
international vereinbarter Regeln gestärkt und diversifiziert werden sollen. Zusätzlich
werde auch die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit in ausgewählten
Partnerländern dafür sorgen, dass die Widerstandsfähigkeit und der Wohlstand
weiterwachsen. Bei den für die Schweiz so wichtigen Rohstoffen wie Kaffee und Kakao
sollen die Lebensbedingungen der Bäuerinnen und Bauern, der Schutz der natürlichen
Ressourcen und die Förderung der Artenvielfalt verbessert werden. Generell setze sich
die Schweiz im Bereich der Rohstoffe für die Einhaltung hoher Standards ein,
insbesondere bei Rohstoffen aus Konfliktregionen sowie bei Hinweisen auf
Kinderarbeit. Im Finanzbereich wiederum stehe für die Schweiz die Stärkung
internationaler Regeln im Mittelpunkt.
Den dritten Schwerpunkt setzte die Strategie im Umweltbereich. Hierbei möchte die
Schweiz zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels sowie zur Förderung von für das
Klima positiven Praktiken beitragen. Dazu zählen die Reduzierung von
Treibhausgasemissionen, Wiederaufforstungsmassnahmen, die nachhaltige Nutzung
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natürlicher Ressourcen, der Erhalt der Ökosysteme sowie die Bekämpfung der
Wüstenbildung und der Degradation von Böden.
Beim vierten und letzten gewichtigen Thema, Demokratie und Gouvernanz, werde das
Hauptziel verfolgt, demokratische Werte, Prozesse sowie Institutionen zu stärken. Dazu
gehören laut Strategie eine gute Regierungsführung, die lokale Gouvernanz, die
Förderung der Medien, die Teilhabe von Frauen, die nachvollziehbare Verwendung von
Ressourcen und auch die Stärkung der Gewaltenteilung. 15

Die China-Strategie muss verlängert werden!
(Mo. 24.3822)

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die Mehrheit der APK-NR reichte im August 2024 eine Motion ein, mit welcher sie die
Verlängerung der aktuellen bilateralen China-Strategie verlangte. Angesichts der
wirtschaftlichen Rolle und Ambitionen Chinas sei es für die Schweiz entscheidend, eine
konsistente Strategie weiterzuführen, um ihre Interessen gegenüber China zu wahren.
Zudem ermögliche es die Verlängerung der bilateralen Strategie, im Hinblick auf den
Menschenrechtsdialog wie bis anhin eine nuancierte Haltung gegenüber China
einzunehmen. In der Frühjahrssession 2025 kritisierte Kommissionssprecher Fabian
Molina (sp, ZH), dass der Bundesrat die Motion zwar annehmen wolle, gleichzeitig aber
schon beschlossen habe, die China-Strategie nicht als bilaterale Strategie, sondern
integriert in eine «G20-in-Asien-Strategie» weiterzuführen. Dieser Weg sei aber wenig
sinnvoll, da beispielsweise China und Südkorea aussenpolitisch wenig gemeinsam
hätten. Auch im Hinblick auf die geplante Aktualisierung des FHA mit China sei ein Ende
der bilateralen Strategie nicht zielführend. 
Eine Kommissionsminderheit um Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) beantragte, die Motion
abzulehnen. Sie diene lediglich dazu, «das ideologische Bashing gegenüber China»
fortzuführen. Die «linke Seite» wolle diese Motion dazu nutzen, die Bemühungen für
eine Aktualisierung des FHA mit China zu blockieren. Ignazio Cassis erachtete das
Anliegen der Motion im Namen des Bundesrates bereits als erfüllt, da die Strategie
weitergeführt werde; die Motion könne somit angenommen werden. Eine Integration
anderer asiatischer Länder in diese Strategie sei aber sinnvoll, um ein besseres
Verständnis der regionalen Dynamiken zu erhalten. 
Im Anschluss nahm der Nationalrat die Motion mit 101 zu 85 Stimmen bei 3
Enthaltungen an. Der Motion ablehnend gegenüber standen die geschlossen stimmende
SVP- und die fast geschlossen stimmende FDP.Liberalen-Fraktion. 16

MOTION
DATUM: 19.03.2025
BERNADETTE FLÜCKIGER
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